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Sehr geehrte/r Damen und Herren!  

Heute lesen Sie im Newsletter des Finanzgerichts Münster u.a 

Entscheidungen zur Umsatzsteuerbefreiung von 

Dienstleistungen von Gesellschaften an ihre Gesellschafter und 

zur Zusammenveranlagung trotz langjähriger räumlicher 

Trennung. 

 

  

 

Aktuelle 

Entscheidungen  

 

 

Dienstleistungen einer Gesellschaft an ihre Gesellschafter können 

umsatzsteuerfrei sein 

Mit zwei Urteilen hat das Finanzgericht Münster zur Frage Stellung genommen, unter welchen 

Voraussetzungen Dienstleistungen einer Gesellschaft an ihre Gesellschafter nach Art. 132 Abs. 

1 Buchst. f MwStSystRL umsatzsteuerfrei sein können. Nach dieser Vorschrift sind 

Dienstleistungen, die Personenzusammenschlüsse an ihre Mitglieder zur Ausübung einer nicht 

steuerbaren oder steuerfreien Tätigkeit erbringen, steuerfrei, sofern dies nicht zu 

Wettbewerbsverzerrungen führt. 

IT-Dienstleistungen an Krankenkassen (15. Senat) 

Der 15. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 14. Februar 2017 (15 K 33/14 U) 

entschieden, dass IT-Dienstleistungen, die eine eG an Krankenkassen erbringt, 

umsatzsteuerfrei sind. Die ehemalige Klägerin, die sich inzwischen im Insolvenzverfahren 

befindet, ist eine eG, deren Mitglieder Krankenkassen sind. Sie erbrachte gegenüber ihren 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2017/15_K_33_14_U_Urteil_20170214.html


Mitgliedern Betreuungs- und Beratungsleistungen im Bereich der elektronischen 

Datenverarbeitung. Das Finanzamt behandelte diese Leistungen als umsatzsteuerpflichtig. 

Demgegenüber berief sich die eG auf die unmittelbare Geltung der europarechtlichen 

Befreiungsvorschrift. 

Der 15. Senat des Finanzgerichts Münster gab der Klage vollumfänglich statt. Die Mitglieder der 

eG erbrächten als Krankenkassen im Rahmen ihrer hoheitlichen Tätigkeit nicht 

umsatzsteuerbare Leistungen. Die Befreiung der IT-Dienstleistungen von der Umsatzsteuer 

führe auch nicht zu Wettbewerbsverzerrungen. Es sei nicht ersichtlich, dass private 

Unternehmer in dem von der eG abgedeckten Marktsegment vergleichbare Leistungen 

anbieten würden oder könnten. Dementsprechend gäbe es auch keine Nachfrage für derartige 

Leistungen. Die Tätigkeiten setzten einen uneingeschränkten Zugriff auf sämtliche Sozialdaten 

der Mitgliedskrankenkassen voraus. Ein derartiger Datenzugriff durch private Unternehmer sei 

aufgrund sozialrechtlicher Bestimmungen nicht zulässig. Die eG könne sich auch auf Art. 132 

Abs. 1 Buchst. f MwStSystRL berufen, weil der deutsche Gesetzgeber diese 

Befreiungsvorschrift nicht hinreichend umgesetzt habe. 

Bürodienstleistungen an Berufsbetreuer (5. Senat) 

In einem anderen Verfahren hat der 5. Senat des Finanzgerichts Münster mit Urteil vom 12. 

Januar 2017 (Az. 5 K 23/15 U) entschieden, dass Bürodienstleistungen, die eine GbR an 

selbstständige Berufsbetreuer erbringt, umsatzsteuerpflichtig sind. Die Gesellschafter der 

Klägerin sind drei selbstständige Berufsbetreuer, die sich zum Betrieb einer Bürogemeinschaft 

zusammengeschlossen haben. Die Klägerin stellte zu diesem Zweck eine Bürofachkraft ein und 

mietete Büroräume an. Über ihre Leistungen erteilte die Klägerin den Gesellschaftern 

Rechnungen ohne Umsatzsteuerausweis. Gegen die Behandlung als umsatzsteuerpflichtige 

Leistungen durch das Finanzamt wandte sie ein, dass sie als reine Innengesellschaft bereits 

nicht Unternehmerin sei. Zudem berief sie sich auf die Befreiungsvorschrift des Art. 132 Abs. 1 

Buchst. f MwStSystRL. 

Diese Klage hatte keinen Erfolg. Der 5. Senat des Finanzgerichts Münster führte aus, dass die 

Klägerin steuerbare Umsätze an ihre drei Gesellschafter erbringe. Sie sei insbesondere 

Unternehmerin, weil es sich bei ihr nicht um eine bloße Innengesellschaft handele. Sie trete 

vielmehr nach außen auf, indem sie eigene Rechtsverhältnisse mit Dritten (z.B. als 

Arbeitgeberin) begründe. Auf die europarechtliche Befreiungsvorschrift könne sich die Klägerin 

nicht berufen, da eine Befreiung zu Wettbewerbsverzerrungen führen würde. Nach Auffassung 

des Senats könnten die Bürodienstleistungen auch von jedem anderen Unternehmen 

angeboten und erbracht werden. Dem stehe insbesondere § 203 StGB, wonach u.a. staatlich 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2017/5_K_23_15_U_Urteil_20170112.html


anerkannte Sozialarbeiter oder Sozialpädagogen ihnen anvertraute fremde Geheimnisse nicht 

offenbaren dürfen, nicht entgegen. Diese Vorschrift gelte nämlich auch für berufsmäßig tätige 

Gehilfen, so dass die Klägerin selbst ebenfalls einer strafbewehrten Geheimhaltungspflicht 

unterliege. Der 5. Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

 

Medizinische Seminare für Pflegeeltern erkrankter Kinder führen zu 

außergewöhnlichen Belastungen 

Mit Urteil vom 27.1.2017 (Az. 4 K 3471/15 E) hat der 4. Senat des Finanzgerichts Münster 

entschieden, dass Kosten für die Teilnahme an medizinischen Seminaren zum Umgang mit 

frühtraumatisierten Kindern bei den Pflegeeltern als außergewöhnliche Belastungen 

abzugsfähig sind. 

Die Kläger haben zwei Pflegekinder in Vollzeitpflege bei sich aufgenommen, von denen eines 

aufgrund einer Frühtraumatisierung an einer Aufmerksamkeits- und Bindungsstörung leidet. Die 

Klägerin nahm an von einer Ärztin entwickelten und durchgeführten Seminaren für Eltern 

frühtraumatisierter Kinder teil. Die Kosten hierfür, die die Krankenversicherung nicht 

übernommen hatte, machten die Kläger als außergewöhnliche Belastungen geltend. Das 

Finanzamt lehnte dies ab, weil die Kosten nicht unmittelbar zur Heilung einer Krankheit 

entstanden seien und es auch am formellen Nachweis der Zwangsläufigkeit fehle. 

Das Gericht gab der Klage vollumfänglich statt. Die Kosten für die Seminare seien als 

außergewöhnliche Belastungen abzugsfähig. Die Teilnahme der Klägerin an diesen Seminaren 

sei durch die Krankheit des Pflegekindes veranlasst gewesen. Die Einbeziehung Angehöriger 

könne auch zur Behandlung einer Krankheit erforderlich sein. Hierfür sprächen im Streitfall 

mehrere ärztliche Bescheinigungen, in denen psychologische Familienberatungen durch die 

Pflegeeltern als medizinisch notwendig angesehen würden. Dass die vorgelegten ärztlichen 

Bescheinigungen nicht den formellen Anforderungen des § 64 EStDV genügten, sei 

unerheblich, da es sich nicht um eine psychotherapeutische Behandlung, sondern um die 

Schulung einer nicht erkrankten Kontaktperson handele. Die Kläger seien zur Tragung der 

durch die Krankheit ihres Pflegekindes entstandenen Aufwendungen auch sittlich verpflichtet, 

weil zwischen ihnen ein auf Dauer angelegtes enges familiäres Band bestehe. 

 

Zusammenveranlagung trotz langjähriger räumlicher Trennung 

Der 7. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 22. Februar 2017 (Az. 7 K 2441/15 

E entschieden, dass auch langjährig getrennt lebende Ehegatten zusammen zur 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2017/4_K_3471_15_E_Urteil_20170127.html
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Einkommensteuer veranlagt werden können. 

Die Kläger sind seit 1991 verheiratet und haben einen im selben Jahr geborenen Sohn. Im Jahr 

2001 zog die Klägerin mit dem Sohn aus dem bis dahin gemeinsam bewohnten Einfamilienhaus 

zunächst in eine Mietwohnung und später in eine Eigentumswohnung. Für das Streitjahr 2012 

führte das Finanzamt zunächst eine Zusammenveranlagung für die Kläger durch, gelangte aber 

nach einer Betriebsprüfung bei der Klägerin zu der Auffassung, dass die Voraussetzungen 

hierfür nicht mehr vorlägen und veranlagte die Kläger nunmehr einzeln zur Einkommensteuer. 

Hiergegen trugen die Kläger vor, dass sie lediglich räumlich, nicht aber persönlich und geistig 

getrennt lebten. Der Auszug der als Ärztin voll berufstätigen Klägerin im Jahr 2001 sei durch die 

schwierige familiäre Situation mit der im selben Haus lebenden pflegebedürftigen Mutter des 

Klägers begründet gewesen. Allerdings hätten sich beide Eheleute weiterhin regelmäßig 

abends und an Wochenenden getroffen und gemeinsame Ausflüge, Urlaube und sonntägliche 

Kirchenbesuche unternommen. Die Kosten hierfür sowie den Unterhalt des gemeinsamen 

Sohnes hätten beide stets gemeinsam getragen. Andere Partner habe es niemals gegeben. 

Derzeit plane man, auf einem gemeinsam erworbenen Grundstück einen Bungalow zu 

errichten, um dort wieder zusammenzuziehen. 

Der Senat gab der Klage statt. Nach persönlicher Anhörung der Kläger und Vernehmung des 

Sohnes als Zeugen spreche das Gesamtbild dafür, dass die Kläger nicht dauernd getrennt 

lebten. In der heutigen Zeit seien auch Formen des räumlich getrennten Zusammenlebens 

(„living apart together“) üblich, was es als glaubhaft erscheinen lasse, dass die Kläger ihre 

persönliche und geistige Gemeinschaft trotz der räumlichen Trennung aufrechterhalten haben. 

Die Schilderungen der Kläger würden auch durch den Plan untermauert, in einem gemeinsam 

zu errichtenden Bungalow wieder zusammenzuziehen. Schließlich hätten die Kläger auch die 

bestehende Wirtschaftsgemeinschaft unverändert fortgeführt, da sie weiterhin beide die Kosten 

für den Sohn und gemeinsame Unternehmungen getragen hätten. Im Übrigen sah es der Senat 

als unschädlich an, dass die Kläger grundsätzlich getrennt wirtschaften und getrennte Konten 

führen. Dies sei heutzutage auch bei räumlich zusammen lebe nden Eheleuten üblich. 

 

Vorsteuerüberhänge aus der vorläufigen Insolvenzverwaltung 

können nicht mit später entstandenen Steuerschulden verrechnet 

werden 

Umsatzsteuerschulden, die im Rahmen des Insolvenzverfahrens entstehen, können nicht mit 

Erstattungsansprüchen aus Vorsteuerüberhängen verrechnet werden, die im Rahmen der 

vorläufigen Insolvenzverwaltung entstanden sind. Dies hat der 5. Senat des Finanzgerichts 



Münster mit Urteil vom 26.1.2017 (Az. 5 K 3730/14 U) entschieden. 

Die Klägerin ist Insolvenzverwalterin über das Vermögen einer GmbH & Co. KG. Das 

Amtsgericht hatte die Klägerin zunächst zur vorläufigen Insolvenzverwalterin ohne Verwaltungs- 

und Verfügungsbefugnis (sog. schwache vorläufige Insolvenzverwalterin) bestellt. Sowohl 

während des Eröffnungsverfahrens als auch nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens führte die 

GmbH & Co. KG ihr Bauunternehmen mit Zustimmung der Klägerin fort. Das Finanzamt teilte 

die Umsätze des Streitjahres bezogen auf den Zeitpunkt der Insolvenzeröffnung auf. Auf den 

Zeitraum nach diesem Stichtag entfiel danach eine Umsatzsteuerschuld, die das Finanzamt 

gegenüber der Klägerin als Insolvenzverwalterin festsetzte. Die Klägerin begehrte die 

Verrechnung mit zuvor entstandenen Vorsteuererstattungsansprüchen. 

Die Klage hatte keinen Erfolg. Das Finanzamt habe, so der Senat, zutreffend nur die auf nach 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens entfallenden Umsatzsteuerschulden gegenüber der Klägerin 

festgesetzt. Eine Verrechnung mit zuvor entstandenen Vorsteuererstattungsansprüchen, die 

nicht gegenüber der Klägerin festzusetzen seien, komme nicht in Betracht, da das 

Unternehmen bedingt durch die Erfordernisse des Insolvenzrechts aus mehreren 

Unternehmensteilen (vorinsolvenzrechtlicher Unternehmensteil, Insolvenzmasse und 

insolvenzfreies Vermögen) bestehe. Diese Aufteilung lasse das Recht des Unternehmers auf 

Vorsteuerabzug unberührt, denn dieser komme dem vorinsolvenzrechtlichen Unternehmensteil 

zugute. Dem stehe § 55 Abs. 4 InsO, wonach durch einen vorläufigen Insolvenzverwalter 

begründete Steuerverbindlichkeiten nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens als 

Masseverbindlichkeit gelten, nicht entgegen. Der Gesetzgeber gehe vielmehr davon aus, dass 

ohne diese Fiktion derartige Verbindlichkeiten nicht zu den Masseverbindlichkeiten gehörten. Im 

Übrigen diene diese Vorschrift der Sicherung des Umsatzsteueranspruchs im 

Insolvenzeröffnungsverfahren. Die Möglichkeit einer Verrechnung mit Erstattungsansprüchen 

sei dagegen gesetzlich nicht vorgesehen. Da die Klägerin lediglich eine „schwache“ vorläufige 

Insolvenzverwalterin gewesen sei, habe die Insolvenzmasse erst mit Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens der Beschlagnahme unterlegen. Der Senat hat die Revision zum 

Bundesfinanzhof zugelassen. 
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Weitere 

Entscheidungen 

im Überblick 
 

 

 

Einkommensteuer 

Wohnt ein Arbeitnehmer noch am „Beschäftigungsort“, wenn er seine Zweitwohnung ca. 

170km von seiner Arbeitsstätte wegverlegt? (Urteil vom 10. Februar 2017, Az. 4 K 1429/15 

E) 

Ist eine Rückstellung für Langzeitarbeitskonten abzuzinsen? (Urteil vom 12. Dezember 

2016, Az. 9 K 1505/13 F) 

 

Schenkungsteuer 

tellt die Einlage eines Kommanditisten, die auf einem gesellschaftsbezogenen 

Rücklagenkonto verbucht wird, eine Zuwendung an die Gesellschaft oder an die übrigen 

Gesellschafter dar? (Urteil vom 12. Januar 2017, Az. 3 K 518/15 Erb, Rev. BFH II R 9/17)  

 

Umsatzsteuer 

Zur Aufteilung eines Gesamtentgelts, das sowohl auf die Verpachtung 

landwirtschaftlicher Flächen als auch auf die Überlassung von nach der sog. GAP-

Reform zugewiesenen Zahlungsansprüchen entfällt (Urteil vom 8. September 2015, Az. 15 

K 594/14 U) 

 

Umsatzsteuer/Verfahrensrecht 

Zum Erlass von Nachzahlungszinsen auf nach § 14c UStG geschuldete Umsatzsteuer, 

wenn die Gefährdung des Steueraufkommens zu einem späteren Zeitpunkt beseitigt 

wurde (Urteil vom 14. Februar 2017, Az. 15 K 2862/14 AO) 
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In eigener 

Sache  

 

 

Zuwachs aus dem FG Münster für den Bundesfinanzhof 

Am 9. März 2017 wurde Dr. Jens Reddig vom Richterwahlausschuss zum Richter am 

Bundesfinanzhof gewählt. 

Der 1975 in Hannover geborene Dr. Jens Reddig lebt mit seiner Familie in Münster. Der Weg 

auf den Richterstuhl im Finanzgericht Münster begann für ihn mit einer Ausbildung für den 

gehobenen Dienst der Finanzverwaltung in Niedersachsen. Es folgte ein Jurastudium an der 

Universität Osnabrück mit steuerrechtlichem Schwerpunkt und anschließendem 

Rechtsreferendariat. Nach dem 2. Staatsexamen komplettierte er seine steuerjuristische 

Ausbildung durch ein einjähriges Masterstudium an der Universität Osnabrück (LLM. Taxation) 

und eine Promotion zu einem ertragsteuerlichem Thema. Das Berufsleben begann für ihn 2006 

als angestellter Rechtsanwalt in einer überregional tätigen Steuerrechtskanzlei in Köln. Im Jahre 

2007 schlug er dann seine richterliche Laufbahn beim Finanzgericht Münster ein, wo er neben 

seiner richterlichen Tätigkeit mit vielfältigen Verwaltungsaufgaben betraut ist. 

Der Präsident des Finanzgericht Münster Johannes Haferkamp zeigte sich hocherfreut: „Herr 

Dr. Reddig ist eine in jeder Hinsicht herausragende Richterpersönlichkeit und für den 

Bundesfinanzhof mit Sicherheit ein großer Gewinn. Der Richterwahlausschuss hat mit seiner 

Entscheidung einen „Volltreffer“ gelandet. Herr Dr. Reddig hat auf allen seinen Einsatzgebieten 

im Finanzgericht Münster Vorbildliches geleistet und sich dabei nicht nur in der Kollegenschaft, 

sondern landesweit hohes Ansehen erworben. In der Person von Herrn Dr. Reddig vereinen 

sich höchste Fachkompetenz sowie Offenheit, Herzlichkeit und Natürlichkeit zu einer selten 

anzutreffenden Symbiose.“ 



 

Quelle: privat 

 

Pilotversuch eAkte ist gestartet 

An den drei nordrhein-westfälischen Finanzgerichten wird seit dem 1. März 2017 die führende 

elektronische Gerichtsakte pilotiert. Dies bedeutet, dass in jeweils zwei Pilotsenaten für alle ab 

diesem Stichtag neu eingehenden Verfahren keine Papier-Akte mehr geführt wird, sondern 

ausschließlich eine elektronische Akte. Die Finanzgerichte in Düsseldorf, Köln und Münster 

gehören damit zu den ersten Gerichten, die mit einer führenden elektronischen Akte arbeiten. 

Weitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte der Pressemitteilung Nr. 4 vom 1. März 2017. 

 

Vortrags- und Diskussionsveranstaltung am 24. April 2017 

 

Für die gemeinsam vom Finanzgericht Münster und der Westfälischen-Wilhelms-Universität 

Münster am 24 April 2017 „Das kalkulatorische Mehrergebnis im Zeitalter der digitalen 

Betriebsprüfung“ sind noch einige wenige Plätze frei. Nähere Informationen zur Veranstaltung 

und zur Anmeldung finden Sie auf der Homepage des Finanzgerichts Münster. Eine Anmeldung 

wird auch nach dem dort angegebenen Termin (24. März 2017) möglich sein. 

 

http://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/presse/pressemitteilungen/PM_4_01_03_2017/index.php
http://www.fg-muenster.nrw.de/behoerde/veranstaltung_24_04_17/index.php


 
 

 

 

 

Impressum 

Herausgegeben vom Präsidenten des Finanzgerichts Münster 

Redaktion: RaFG Dr. Jan-Hendrik Kister, Warendorfer Straße 70, 48145 Münster, Tel. 

0251/3784-212, Telefax 0251/3784-201, E-Mail: jan-hendrik.kister@fg-muenster.nrw.de 

Web: www.fg-muenster.nrw.de 

Der Newsletter des Finanzgerichts Münster erscheint regelmäßig zum 15. eines Monats. Sie 

haben jederzeit die Möglichkeit, den Newsletter über folgenden Abmeldelink wieder 

abzubestellen. Den Volltext der Entscheidungen des Finanzgerichts Münster und der anderen 

Gerichte Nordrhein-Westfalens finden Sie in der Rechtsprechungsdatenbank NRW-

Entscheidungen. Auf der Homepage des Finanzgerichts Münster sind die anhängigen 

Revisionsverfahren gegen Entscheidungen des Finanzgerichts Münster aufgelistet, die ab 1. 

Januar 2013 veröffentlicht wurden. Volltexte der Entscheidungen des Bundesfinanzhofs, auf die 

verwiesen wird, sind auf der gerichtseigenen Rechtsprechungsdatenbank des Bundesfinanzhofs 

abrufbar. Die Entscheidungen werden nur zur nicht gewerblichen Nutzung kostenfrei zur 

Verfügung gestellt (§ 11 Abs. 2 S 2 JVKostG). Informationen für Interessenten einer gewerblichen 

Nutzung werden hier bereitgestellt. 
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